
Bundessozialgericht

? RAr 9/85 Im Namen des Volkes

Verkündet am [th -

zu. Juli 1986
€:!

in dem Rechtssheü

Klägerin, Revisionsklägerin
und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ... ...... .-..........

g e g e n

l...lll■ll■iiillllll......OCOOCCOI.......-..,

Beklagte, Revisionsbeklagte
und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung am 2“. Juli 1986

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Klägerin und der Beklagten wird das

Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

vom 19. Oktober 1984 aufgehoben. Die Sache wird zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial—

gericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die ungehürzte Auszahlung

von Arbeitsloeenhilfe (Alhi).

Die Beklagte bewilligte der Klägerin im Anschluß an den Bezug von

Arbeitslosengeld (Alg) ab 17. August 1982 Alhi in Höhe von wö—

chentlich 18,18 DM (Bescheid vom 13. August 1982). Sie legte dem

Anspruch ein wöcnentliches Arbeitsentgelt von 535‚- DM zugrunde;

auf den sich daraus in der Leistungsgruppe C ergebenden Alni-Wo-

chensatz von 223,80 DM rechnete sie gemäß 5 138 Arbeitsförde-

rungsgesetz (AFG) bestimmte Teile des Einhommens des Enemannes

der Klägerin an. Das Landessozialgericht (LSG) hat dazu festge-

stellt: Dem scnwerbehinderten Ehemann der Klägerin stand 1982

monatlich eine Rente von 852,30 DM und eine Brutto-Pension von

1.04u,92 DM zu. Die Abzüge von der Pension für Lohnsteuer, Bei-

träge zu Berufsverbänden einschließlich Betreuungswerk der Deut-

schen Bundespost und eine Haftpflichtversicherung betrugen ins—

gesamt 111,13 DM. Der Ehemann schuldete aufgrund eines Prozeß—

vergleichs vom April 1982 seiner geschiedenen — ersten - Ehefrau

monatliche Unterhaltszahlungen von 570‚- DM, wofür er entspre—

chende Teile seiner Bezüge sicherungshalber an jene abgetreten

hat; 198“ wurde dieser Unterhalt für die Zeit ab 1. Februar 1983

auf 395‚- DM und ab 1. Januar 198ü auf ü15,- DM vereinbart.

Die Beklagte berechnete die der Klägerin bewilligte Alhi wie
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folgt:

Gesamt-Honatseinkommen des Ehemannes

(Rente und Pension) : 1.786,09 DM
abzüglicn tatsächliche Unterhaltszahlung
an frühere Ehefrau : 570,-- DM

Sa. 1.216,09 Dh

Nocheneinkommen daraus (nach Formel x 3 : 13) : 280,6ü &
abzüglich gesetzlicher Freibetrag für Ehemann : 75‚-- Dh

Sa. 205,64 DM

Als Folge ergibt sich durch Abzug vom zugrunde gelegten Uochen—

satz (223,80) rechnerisch eine Rest—Alhi von 18,1b DH. Beuilligt

und ausgezahlt wurden der Klägerin jedoch wöchentlich 8,18 DM.

Während des Verfahrens über den von der Klägerin eingelegten Ni—

derepruch erließ die Beklagte een Bescheid vom 16. Mai 1983.

Darin hob sie die Bewilligung von Alhi mit Wirkung vom 19. Mai

1983 ganz auf. Sie war bei der Überprüfung zu der Auffassung ge-

langt, daß der Klägerin aufgrund anzurechnenden Einkommens des

Ehemannes übernaupt Keine Alhi zugestanden habe. Der Widerspruch

der Klagerin war erfolglos (Widerspruchsbecheid vom 2“. Mai

1983).

Die Klägerin hat vor dem Sozialgericht (SG) beantragt, die Be-

klagte unter Aufnebung der Bescheide vom 13. August 1982 und

16. Mai 1963 in der estalt des Widersprucnsbescheides vom

zu. Mai 1983 zur Gewährung der vollen Alhi zu verurteilen. Durch

Urteil vom 27. September 1983 hat das SG den Bescheid vom

16. Mai 1983 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

24. Mai 1963 aufgehoben, im übrigen die Klage abgewiesen und die
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Berufung zugelassen. Nacn Auffassung des SG steht der Klägerin

eigentlich keine Alhi zu. Gleichwohl sei die Aufhebung des Be—

willigungsbescheides vom 13. August 19°2 rechtswidrig; denn die

Beklagte habe die Klägerin nicht in der nach % 24 Sozialgesetz-

bucn — Verwaltungsverfanren — (SGB 10) erforserliccen Heise an-

gehört. Auch die Voraussetzungen nach % M5 SGB 10 für die Rück-

nahme der Bewilligung lägen nicht vor, da die Klägerin sich an—

gesichts ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse auf Vertrauensschutz

|berufen Könne.

Gegen das Urteil hat nur die Klägerin Berufung eingelegt. Sie

verfolgt weiterhin ihren Anspruch auf Auszahlung der vollen Alhi

mit der Begründung, die sich aus den Unterhaltspflichten gegen-

über der ersten Ehefrau ergebende mangelnde unterhaltsrechtliche

Leistungsfähigkeit des Ehemannes ihr gegenüber verbiete jegliche

Anrechnung seines Einkommens. Im übrigen seien insoweit jeden-

falls weitere Belastungen durch Kreditrückzahlungen und Behin-

dertenaufwand bisher zu Unrecht nicht berücksichtigt werden.

*.
Durch Urteil vom 19. Oktober 198“ hat das LSG das Urteil ces

Sozialgerichts und den Bescheid der Beklagten vom 13./16. Au-

gust 1982 dahin geändert, "daß der Klägerin die damit bewilligte

Arbeitslosenhilfe unter zusätzlicher Kürzung des angerechneten

Teils des Ehegatteneinkommens um die Beiträge zur Krankenversi-

cherung und zur Unfallversicherung zusteht." Im übrigen hat es

die Berufung zurück— und die Klage abgesiesen.

Zur Begründung hat das LSG ausgeführt: Soweit die Klägerin im
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Berufungsverfahren geltend mache, ihr stehe höhere Alhi zu, weil

das anrechenbare Einkommen ihres Ehemannes um monatlic.e Schul—

dendienste von 220,- DM zu Kürzen sei, handele es sich um eine

gemäß 3 99 Abs 3 Nr 2 Sozialgerichtsgesetz (SSG) zulässige Er-

strecxuns der Klage. Diese Klage sei jedoch unbegründet; denn

eine solche Berücksichtigung sehe % 138 AFG idF des 5. AFG-

änderungsgesetzes iVm 3 11 der Alhi—Ver0rdnung vom 7. August

1974 (BGBl I 1929 —älhi—VO—) nicht vor. Letzteres gelte auch für

die durch die Schwerbehinderung des Ehemannes bedingten Mehrauf—

wendungen. Insoweit habe des SC die Klage zu Recht abgewiesen.

Hingegen seien die im Niuerspruchsverfahren geltend gemachten

Beiträge des Ehemannes für seine freiwillige Kranken- und Un-

fallversicnerung gemäß 3 156 Abs 2 Satz 2 Nr 2 AFG zu berücx_

sichtigen, deren Höhe zu ermitteln der Beklagten gemäß 5 130

Satz 1 SGG obliege. Den Aufwendungen für eine Haftpflicntver-

sicherung habe bereits der Bewilligungsbescheid Rechnung getra—

gen. Entgegen der Auffassung des SG müßten darüber hinaus auch

die tatsächlichen Unterhaltszahlungen an die erste Ehefrau von

monatlich 570,- DM (wöchentlich 131,54 DM) anstelle des in 3 136

Abs 1 Nr 2 AFG vorgesehenen Wochenbetrages von 35‚— DM anrech—

nungemindernd berücksichtigt werden.

Nach dem Wortlaut des 3 138 Abs 2 Satz 1 AFG sei nicht eindeutig,

ob jedes rechtlicn zustehende Einkommen zu berücksichtigen sei,

oder nur solches, das wirtschaftlich Zur Verfügung stehe. Auch

die pauschale Einkommensminderung wegen Unterhaltszahlungen nacn

3 138 Abs 1 Nr 2 AFG lasse offen, ob sie auch für bereits titu—
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lierte Unternaltsverpflicntungen gelte. Der Sinnzusammenhang des

% 138 AFG mit der Bedürftigaeitsgrundnorm des 3 137 AFG verlange

jedoch, Unterhaltszahlungen auf t'tulierte Forderungen in tat—

sächlicher Höhe vom anzurecnnenden Einkommen in Abzug zu bringen,

zumindest, wenn sie - wie hier - den Pauschbetrag erheblich

überstiegen. Diese Mittel schieden für den Unterhalt der ver—

bleibenden Familie aus. Nach dem Sinn der Bedürftigkeitsregeln

des 5 13? AFG könnten sie dann aueh nicht zur Minderung der Alhi

der Ehefrau fünren, mit der schließlich ebenfalls der Unterhalt

des Arbeitslosen, des Ehegatten und ggf der Kinder bestritten

werden solle. Auch aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-

gerichts (BVerfG) zu éä 1ü9, 350 des Gesetzes über Arbeitsver-

mittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) folge, dab die in—

dividuellen wirtschaftlichen Verhältnisse des Arbeitslosen bei

der Prüfung seiner dedürftigkeit festgestellt werden müßten, wenn

es — wie hier — nicht um
die

Beurteilung typisierbarer Umstände,

wie bei einer Haushaltsgemeinschaft, geie (BVerfG 1 BVL 5/57,

4/57, 8/58 — NJW 1959, 283, 28“). Scnließlich verlange der

Gleichbehandlungsgrundsatz des Art 3 äbs 1 Grundgesetz (GG), daß

bei titulierten Unternaltsforderungen die tatsächlichen Zahlungen

an die Stelle der gesetzlicnen Pauschbetrdge träten, wenn sie

letztere um das Hehrfaehe Uberstiegen; andernfalls würde häufig

wesentlich Ungleicnes sachwidrig gleich behandelt, dh durch eine

zu grobe Typisierung in verfassungsrechtlich nicht mehr zulässi-

ger Heise an der Realität vorbeigegangen (BVerfG Hd, jüu, 303).

Gegen das Urteil des LSG haben sowohl die Klägerin als die Be-

klagte die uneingeschränkt zugelassene Revision eingelegt.
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Die Klägerin rügt, das LSG habe 5 138 AFG und 5 106 SGG verletzt,

und trägt dazu vor:

3 136 AFG sei verletzt werden, weil trotz der dort schemati—

sierten Form maßgebend sei, was dem Ehemann der Klägerin wirklich

zur Verfügung gestanden habe, um den Unterhaltsanspruch der Klä—

gerin zu befriedigen. Bei der Feststellung, ”ie Abtretung von

Teilbeträgen seiner Bezüge an seine frühere Ehefrau sei nur si—

cherungshalber erfolgt, habe das LSG 3 106 SGG verletzt. Tet—

sächlich nahe die geschiedene Ehefrau von ihrem Abtretungsrecht

Gebrauch gemacht, so daß die entsprechenden Beträge direkt an sie

abgeführt würden und der Ehemann der Klägerin hiervon nichts

sehe. Das LSG hätte dies bei Ausübung seiner Fragepflicht auf-

Klären können. Entscheidend sei indes die Verletzung von 3 138

AFG. Es sei insoweit nicht nur ein viel zu hoher Zufluß von Ein-

nahmen beim Enemann der Klägerin unterstellt worden, sondern

dieses Einkommen nach dem Schema des 5 138 Abs 1 Nr 2 AFG deshalb

gesetzwidrig angerechnet werden, weil diese Vorschrift dem

Grundgesetz, insbesondere den Bestimmungen über Schutz von Ehe

und Familie (Art o GG) und über die Gleichbehandlung (Art 3 GG)

wieersprecne. Dem Ehemann der Klägerin werde nämlich entgegen

jeder familiengerichtlichen Rechtsprechung eine Unterhaltszahlung

an die Klägerin
zugehutet,

die unter Berücksichtigung seiner Un-

ternaltsverpflichtungen gegenüber der früheren Ehefrau seine

Leistungsfähigxeit übersteige; die Klägerin verweist auf 5 1582

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). Der hier unterstellte Unterhalts—

ansprucn übersteige in gleichheitsverletzender Weise den Unter-

naltsanspruch anderer Frauen in gleicher Lage. Er berücssichtige

nicht den dem Ehemann sonst unterhaltsrechtlich zustehenden
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Selbstbehalt, der nier existenzgefährdend unterschritten würde.

Diese für eine nicht unerhebliche Zahl von Personen rechtswidrige

Auswirxung lasse sieh auch nicht durch Verwaltungsbedürfnisse

rechtfertigen. Die Klägerin führt dies des Näheren aus, ua durch

Hinweis auf die nach Indiviualverhültnissen erfolgende Bedürf—

nisprüfung im Recht der Ausbildungsförderung und Sozialhilfe. Sie

rügt auch in diesem Zusammenhang eine Verletzung des 3 10o SGG

durch das LSG; es hätte durch Beiziehung der Axten über die Un-

terhaltsprozesse feststellen können, daß der Ehemann der Klägerin

sich gegen die Unterhaltsansprüohe seiner gesohiedenen Enefrau im

Rahmen des Möglionen gewehrt habe.

Die Klägerin beantragt,

die Urteile des SG
Lübeck

vom 29. September

1983 und oes Scnlesuig—Holsteinisohen

LSG vom 19. Oktober 195“ sowie den Bescheid

der Beklagte vom !3./15. August 1982 abzu—

ändern, den Hidersprucnsbescheid vom 24. Mai 1953

in vollem Umfang aufzuheben und die Beklagte zu verur-

teilen, der Klägerin ab 17. August 1982 den vollen Lei—

stungsbetrag ihrer Alhi zu zahlen,

}
hilfsweise, ?

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscneidung

an das Landessozialgericnt zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin zurücazuueisen.

_g_
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Sie fünrt uszu aus: Die Revision der Kläge 11 betreffe offenbar

die Entscheidung des LSG, das vom Einkommen des Ehemannes Kre—

ditzinsen und Pkw—Kosten nicht abzusetzen sei n. Hierzu fenle es

jedoch an Ausführungen, so daß die Zulässigae t der Revision

fraglicn sei. Im übrigen habe die Klägerin di Entscheidung ces

LSG wonl mißverstsnoen; in der Frage der Abse zbarkeit der tat-

sächlicnen Unternaltsaufwendungen für die ers e Ehefrau nabe das

LSG der Klägerin recht gegeben.

Zur Begrünuung ihrer Revision rügt die 3e£lagte die Verletzung
[

der 55 137, 138 AFG. Sie führt dazu aus: Da sie die nntscneidung
\

.
!

des SG nicht angegriffen habe, habe sie "er läger52
SG bestitigten Alhi—Bewilligung vom 13. August 1982\Jöchentlicb

10,10 DM zu zahlen, alleruings nur für die Zeitlicneageicnseite

dieser Bewilligung (Beuilligungsabschnitt iS des % 13äa AFG).

Gleichwobl sei sie durch das Urteil des LSG bescnuert; denn bei

der vom LSG angenommenen Absetzung der tatsächlichen Urterbalts—

leistung des Ehemannes an seine erste Ehefrau von 5?O‚- DH mo-

natlich von dessen Einkommen ergäbe sich ein wöchentlicher

Albi—Eanlbetrag von 42,79 DM. Die 8eklagte berechnet dies im

einzelnen.

Die vom LSG angenommene Berücksichtigung Uer tatsächlichen Un—

ternaltszablungen beim anrecbenbaren Einxommen des Ehemannes sei

recntswidrig. & 136 Abs 1 Nr 2 AFG sehe für die Minderung des

snrecbenbaren Einkommens des Ehegatten wegen dessen Unterhalts-

verpflicntungen gegenüber Dritten lediglicn bestimmte Festbeträg-

vor. Nach ser Recntsprecnung des Bundessozialgerichts (BSG) domme
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es insoweit nicht auf die unterhaltsrec tlichen Regelungen des

BGB an. Wie in den Fällen der Lobnpfändung oder sonstiger Abtre-

tungen könne aucn bei tatsächlion böneren Unterhaltsleistungen

von den Festbeträgen des 3 136 Abs 1 Nr 2 AFG nicht abgewichen

werden. Daraus folge, daß der Klägerin in Wahrheit überhaupt

xeine Alhi zustehe.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sehleswig—Holsteinischen Landessozial-

gerionts v0m 19. Oktober 198ü aufzuheben und die Be-

rufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgericnts

Lübeck vom 27. September 1953 zurüc£zuueisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten zurücxzuweisen.

Hilfsweise regt sie an, die streitige Frage der Auslegung des

@ 138 AFG dem Bundesverfassungsgericht vorzulegen.

‘\

II

Die Revisionen der Beteiligten führen zur ■ufhebung des ange-

fochtenen Berufungsurteils und Zurückverweisung der Sache an das

LSG.

Die Revisionen der Beteiligten sinu zulässig. Dafür beuarf ee

zunächst der Klägrunv ues otr°it*e*enstä■d95. Ge enstand desb e e ‚

Verfahrens vor dem Berufungs- und Revisionsgericnt ist nur nocn
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der Bescheid der Beklagten vom 13. äugust 1982 in der Gestalt

des Uiderspruchsbescheides vom 24. Mai 1983. Danach ist Ger

Klägerin von der Beklagten mit Wirkung ab dem 17. August 3982

Alhi in Höhe von 18,18 DM wöchentlich bewilligt werden. Dies er-

gibt sich aus den insoweit nicht angegriffenen Feststellungen des

LSG, die im übrigen mit den Innalten der oa Bescheide überein-

stimmen. Aufgrund der bei der Bewilligung vom 13. August 1982

vom Arbeitsamt verwendeten Fa£toren ergäbe sich zwar rechnerisch

nur ein Alhi—Wochensatz von 18,16 DM, wie er auch von der Be—

Klagten in ihrer Revisionsbegrünuung und in dem Schreiben vom

10. August 1982 genannt wird. Das ändert jedoch nichts daran,

daß die Bexlagte tatsächlich 18,18 DM bewilligt hat, so daß

hiervon auszugehen ist. Das oa Schreiben vom 1b. August 1982 ist

im übrigen kein eigenständiger Verwaltungsakt, sondern nur eine

Erläuterung der Bewilligung vom 13. August 1982 und teilt des—

halb ohne weiteres deren Schicksal. Soweit es wegen der Benennung

eines Bewilligungsbetrages von 18,10 DM einen eigenständigen Re—

gelungscnarakter besitzen sollte, ist dieser jedenfalls durcn den

Widerspruchsbescneid vom 2ü. Mai 1983 im Sinne der ur5prungli-

chen Bewilligung vom 13. August 1982 Korrigiert werden; denn

dort ist ausgeführt, daß der Klägerin ab 1T. August 1982 Alhi in

Höhe von 18,18 DM wöchentlich bewilligt werden ist. Für welchen

Zeitraum der Klägerin diese Alhi bewilligt werden ist, ergibt

sich weaer aus dem Innalt der Akten noch aus den Feststellungen

des LSG. Darauf kommt es aber - wie noch auszuführen ist — sowohl

aus materiellen wie verfahrensrechtlichen Gründen an.

{D (D "‘SDer Aufhebungsbescneid vom 18. Mai 1983 in der Gestalt, di

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_12_

durcn den Hidersprucnsbescheid von 2a. Mai 1983 gefunden hat,

ist rechtskräftig beseitigt serien. Das SG hat inn gänzlich auf-

gehoben, die Benlagte hat hiergegen keine Berufung eingelegt.

Über nen oa Aufhebungsbescneid ist mithin im Berufungs- und Re-

visionsverfanren nicnt mehr zu entscheiuen. Damit steht rechts-

Kräftig fest, daß der Beuilligungsbescheiu vom 13- August 1952

insoweit Bestand besitzt, als die Beklagte aufgrund dessen an die

Klägerin ab 17. August 1932 Alni in Höhe von 76,18 DM wöcnent—

lich zu zahlen hat. Nicht bestandskräftig geworden ist der Be-

willigungsbescheid vom 13. August 1982, soweit die Beklagte

darin die Genen urg einer höheren Alni als 18,1d DH wöchentlich"3

abgelehnt hat. Der Bescheid enthält zwar nicht wortwörtlich eine

derartige Aussage. Dieser Innalt folgt jedoch aus der oa 5egren-

lhi-Anspruchs aufgrund der vorgenommenen Einkommensan-3-
‚:

zung des

rechnung. Die Klägerin net sich im Berufungsverfanren gegen diese

Begrenzung gewendet, indem sie cie Auszahlung der ihr ohne jeg—

liche Anrechnung des Einxommens ihres Enemannes zustenende Alhi

geltend macht (Gewährung der vollen Alhi). Das LSG hat dem nur

teilweise stattgegeben. Sein Urteil ist dahin zu verstehen, daß

der Klägerin ab 17. August 1982 zwar eine höhere Alhi als

16,18 DM wöchentlich zustent, nämlich der Betrag, der sich er—

gibt, wenn außer den im Bewilligungsbescheid vom 13. August 1982

bereits vorgenommenen Abzügen vom anrecnenbaren Ehegatteneinkom—

men noch die Beiträge zur Kranken- und Unfallversicherung abge—

setzt werden, jedoch nicnt mehr, offensicntlich also neinesfal"s

:—1der ungekürzte Alhi—xabellcnsatz.

Die Klägerin hat ihre niergegen gericntete Revision in der nach
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3 104 Abs 2 SGG erforderlichen Weise begründet. Sie hat hinrei-

cnena deutlich und substantiiert dargetan, aufgrund welcher

recntlicner und tatsä0uliCher Umstände sie ihren auch in der ne—

visionsinstanz verfolgten Anspruch auf einaommensanrechnungsfreie

Auszahlung der ihr dem Grunde nach beuilligten Alni für gegeben

hält. Sie beruft sich insoweit auf zivilrechtliche Grundsätze des

Unterhaltsrechts, die bei verfassungskonformer Auslegung des

% 158 AFG zu berücxsicntigen seien. Daß sie darüber hinaus Keine

Ausführungen zu der vom LSG abgelehnten Minderung des anrech—

nungsfänigen Einkommens ihres Ehemannes um Kreoitkosten und wei—

tere benindertenbedingte Aufwendungen macht, führt nicht zu einer

mangelhaften Begründung der Revision.

Die Revision der Bexlagten ist ebenfalls zulässig. Die Beklagte

hat schlüssig dargelegt, daß sie durch das Urteil des LSG be-

schwert ist. Die Bexlagte ist zwar bereit gewesen, die Entschei—

dung des SG hinzunenmen und der Klägerin in Ausführung des be-

standskräftig gewordenen Bewilligungsbescheides vom 15. August

1982 Alni in Höhe von wöcnentlich 18,78 DM ab 1T. August 1982 zu

2anlen. Aufgrund der Entscheidung des LSG ergäbe sich jedoch eine

höhere Zahlungspflicht.

In der Sache vermag der Senat dem LSG im Ergebnis nicht zu fol-

gen. Die bisher getroffenen Feststellungen reichen nicht aus, um

zu entscheiden, ob der Klägerin eine höhere Alhi als wöchent ich

15,15 DM zusteht, ggf wie lange, oder nicht. Beides ist möglich,

so daß die Revisionen beider Beteiligten im Sinne der Zurückver-

weisung der Sache an das LSG begründet sind.

_1.'.;_
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Wenn, wie hier, mit der Klage eine höhere Leistung begehrt wird

als sie bewilligt worden ist, genügt es nicht, nur diejenigen

Faktoren für die Bemessung des Klageanspruchs zu untersucnen,

deren Berechtigung oder Bewertung mit der Klage beanstandet wer-

den. Streitgegenstand ist oer (nähere) Leistungsanspruch. Dessen

Begründetheit ist unter jedem rechtlichen und tatsächlichen Ge-

sichtspunßt zu prüfen. Deshalb net das Gericht alle fdr den von

rechtswegen bestehenden Anspruch maßgeblichen Tatsachen zu er—

mitteln, neil sich nur auf diese Weise beurteilen läßt, ob und

ggf in welchem Umfang die LlaTe begründet ist (vgl BSG SOZR 4100

3 112 Nr 22 -S 101-). Hieran fehlt es bisher. Diese Anforderungen

gelten übrigens auch für die Zulässsigkeit eines Grundurteils

nach S 130 SGG. Denn auch dafür ist erforderlich, daß zunäcnst

alle Tatsachen feststehen, aufgrund deren zumindest die Wahr-

scheinlichkeit besteht, daß der verfolgte Anspruch wenigstens

teilweise gegeben ist (BSGL 13, 178 ff). Das vom LSG erlassene

Grundurteil war allerdings im vorliegenden Fall nicht am Platze;

denn aan der Klägerin dem Grunde nach Alhi zusteht, liegt

eit1 ist nur noch die Höhe dieses An-(f ..5rechtsaräftig fest. 5 L'
"?

spruchs und dessen Da r. Bei einem sich über eine bestimmte ZeitC (D

erstreckenden Anspruch bedarf es deshalb auch der Feststellung,

ob Veränuerungen eingetreten sind, die auf den Klageanspruoh

Einfluß haben, ggf von welchem Zeitpunkt an. Dies gilt in beson-

derem Maße für Ansprüche auf Alhi, weil deren zeitlicher Bestanu

nicht nur vom einmaligen Vorliegen anspruchsbegründender Voraus-

setzungen abhängt, sondern insbesondere wegen des Herkmals der

Bedürftigkeit von tatsäcnlichen Veränderungen, jedenfalls soweit

diese noch den im Klageverfahren streitigen Zeitraum betreffen.
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Auch insoweit hat das LSG nicht die für eine abschließende Beur-

teilung erforderlichen Feststellungen getroffen.

Der Klageansprueh auf eine höhere Alhi als 18,15 DM wöchentlich

ab 1T. August 1952 richtet sich nach den 55 134 ff AFG, zunächst

idF des Gesetzes zur Konsolidierung der Arbeitsförderung (Ar-

beits?örderungs-Konsoliüierungsgesetz —AFKG-) vom 22. Dezember

7983 (5681 I 1497), das insoweit am 1. Januar 1982 in Kraft ge—

treten ist (Art 18 AFKG). Nach dem Zusammenhang der Feststel—

lungen des LSG kann davon ausgegangen aerden, daß die Klägerin

die Voraussetzungen für den Anspruch nach 3 134 Abs 1 Jrn 1, 2

und & Buchst &) AFG erfüllt, dh arbeitslos war, der Arbeitsver—

mittlung zur Verfügung stand, sich arbeitslos gemeldet und hihi

im Anscnluß an einen nicht nach 3 115 Abs 3 AFG erloscnenen, aber

erschöpften Anspruch auf Alg beantragt hat. Dies ist zwischen den

Beteiligten im übrigen nicnt streitig.

Für die Höhe des Anspruchs auf Alhi ist in diesen Fällen das Ar-

beitsentgelt maßgeblich, nach dem sich zuletzt das Alg gerichtet

hat oder ohne die Vorschrift des 3 112 Abs 8 AFG gerichtet hätte

(& 1jö Abs 2 Nr 1 AFG). Das LSG hat die Höhe dieses Arbeitsent-

ch im atbestand seinesm ...
:

}.
.. 0—

3

gelte nicht festgestellt. Es hat ledi

Urteils ausgeführt, daß die Beklagte bei der Bemessung der Alhi

der Klägerin von einem wöchentlichen Benessungsentgelt von

555,— DM ausgegangen ist. Ob dieses zutreffend uem für den An-

spruch meßgeblichen Arbeitsentgelt entspricht, ergibt sich daraus

nicht. Es kann deshalb nicht beurteilt werden, ob der von der

“sexlagten offenbar unter Zugrundelegung der Tabellenwerte nscn
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1-16-
1

der Leistungsverorünung
1982

vom 30. Dezember 1981 (BGBl I 1704)

für die Zeit bis 31. Dezember 1982 ermittelte Wochensatz von

223,50 DM der Rechtslage ent5pricht. Anlaß zu Zweifeln bestehen.

Trifft nämlich die Angabe der Klägerin in ihrem älni-Antrag vom

30. Juli 1962 zu, daß ihr Honetslohn zuletzt 2.ü00,- DH betra-

gen habe und wäre hiervon auszugehen, müßte sich ein näherer Ta-

bellenwert errechnen. Damit könnte sich ggf aucn nach Berücx—

sicntigung eines Ehegatteneinxommens ein nüherer Alhi-Hcchenbe-

trag als 1b‚1d DH ergeben. Entsprechendes gilt für Veränderungen

der Anspruchsgrundlagen nach den Anspruch möglicherweise noch

erfassenden späteren Leistungsverordnungen (zB ser für 1983 vom

23. Dezember 1982 - BGBl I 2038). An dieser Stelle ist der Hin-

weis erforderlicn, daß sich der Umfang des Klageanspruchs auch in

zeitlicher Hinsicnt nach dem Inhalt des bestandskräftigen Bewil-

|..
J.ligungsbescheides vom 13. August 1962 richtet. Es ist n cht

festgestellt, ot die Benlagte diese Bewilligung nur für ein Jahr

ausgesprochen hat, wie es ihr nach 3 139a Abs 1 AFG eröffnet ist.

Nur bei einer derartigen Sachla"e wäre der Streitgegenstand in—

soweit zeitlich begrenzt mit der Folge, uaß sich die Prüfung des

Klageanspruchs hierauf zu beschrännen hat. Lediglich in diesem

Falle wurde übrigens die Auffassung der Bexlagten zutreffen, daß

eine Neubewilligung nach } 139a Abs 2 AFG in *etracht Kommt. An—

dernfalls, dh bei zeitlich unbescuränkter beuilligung, bedarf es

einer weitergehenden Beurteilung der Begründetheit der Klage. Das

LSG wird deshalb entsprecnende Feststellungen zum Inhalt des Be-

willigungebescheides zu treffen haben.

Entsprechendes gilt für die Frage der Bedürftigxeit der Klägerin
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während der Dauer ses bewilligten Anspruchs. Alhi steht nur dem

bedürftigen Arbeitslosen zu (% 13a Abs 1 Nr 3 AFG). Nach 3 137

Abs 1 AFG ist der Arbeitslose nur soweit bedürftig, als er seinen

Unterhalt und den Unterhalt seines Ehegatten sowie bestimmter

Kinder nicht auf andere Heise als durch Alhi bestreitet oder be-

streiten nann und das nach & 138 AFG zu berücksichtigende Ein-

kommen die Alhi nacn & 136 AFG nicht erreicht. Je nach dem Grad

der Bedürftigheit Kann der Ansprucn auf Alhi mitnin ganz oder

teilweise ausgeschlossen sein. An der Bedürftigkeit eines - wie

hier - volljänrigen Arbeitslosen fehlt es ferner, solange die

Gewährung von Alhi wegen seines Vermögens oder des seines nicht

(" |..
n.

dauernd getrennt lebenden Ehegatten offenbar nicht gerechtfer gt

}-
1

L.ist (3 137 Abs 2 AFG). Die Grenzen der Vermögensberüchsicht g ng

sind in uer gemäß 3 137 Äbs 3 ergangenen Alhi-Verordnung gere-

gelt.

Ob Vermögen iS des 5 137 Abs 2 AFG Einfluß auf die Bedürftigkeit

der Klägerin hat, ist den Feststellungen des LSG nicht zu ent-

nehmen. Das LS geht auf diese Frage an Keiner telle ein, of—

fenbar, weil auch die Beklagte ihre Entscheidungen hierauf nicht

(Dgestützt hat. Das macht eigene Feststellungen d s Gerichts jeuoch

nicht enthehrlien (% 103 SGG), wenn es sich um eine entscnei-

dungserheblicuc Frage handelt. Der bloße Hinweis auf den Innalt

der Verwaltungsskten bildet in einem solchen Fall Keine ausrei—

cnende tatsächliche Grundlage für die Entscheidung des Revi-

sionsgerichts (& 1b3 866). Aus diesen Gründen entzieht es sich

der Wertung des Revisionsgerichts, ob von der Glaubhaftigkeit der

Angabe der Klägerin in ihrem Alhi-äntrag vom 30. Juli 1982 aus—
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zugeben ist, daß weder sie noch ihr Enemann über ein Vermögen von

mehr als 8.000,- DM verfügten. Dies festzustellen und zu beur-

teilen ist zunächst allein Sache des Tatsachengerichts.

Eine abschließende Entscheidung ist schließlich nicht mit Rück—

sicht auf sie Feststellungen des LSG möglich, die es zur Frage

der Berücksichtigung des Einkommens des Ehemannes der Klägerin

getroffen hat, selbst wenn trotz insoweit fehlender Feststel-

lungen unterstellt wird, daß die Klägerin selbst über nein an-

derweitiges Einkommen als die Alni verfügt. Each & 136 Abs 1 Nr 2

AFG ist ua das Einkommen des vom Arbeitslosen nicht dauernd ge-

trennt lebenden Ehegatten im Rahmen der Bedürftigkeit zu be-

rücnsichtigen, soweit es einen bestimmten wöchentlichen Freibe-

trag übersteigt, der sieh für jeden von dem Ehegatten sonst noch

unterhaltenen anderen Angehörigen als den Arbeitslosen um einen

weiteren Betrag erhönt. Nach der zur Zeit der Entscheidung des

LSG noch geltenden Fassung der Vorschrift handelte es sich um

Freibeträge von 75‚- DM bzw 35‚- DM (Erhöhungsbetrag) in der

Woche. Durch Art 1 Nr 3D des Siebten Gesetzes zur Änderung des

AFG vom 20. Dezember 1955 (BGBl I 2%84 —7. AFG-ÄndG-) wurden

die Freibeträge des 3 138 Abs 1 Nr 2 AFG mit Wirkung ab 1. Ja-

nuar 1980 erhöht, und zwar für 1985 auf wöcnentlich 115‚— DH bzw

55,- DM, ab 1. Januar 1987 auf wöchentlich 150,- DM bzw TO,— DM

(vgl Art 13 des ?. AFG—ÄndG iVm 3 242 { Abs 11 Satz 1 AFG idF

des ?. AFG—ÄrdG). Die für 1986 maßgebliche Erhöhung gilt auch

für den Klageanspruon; denn nach 5 242 f Abs 11 Satz 2 AFG idF

des ?. AFG-ändG sind die Freibeträge von 115,- DM für den Ehe—

gatten selbst und von 55‚— DE für jeden von ihm unterhaltenen
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weiteren Angehörigen auch auf Zeiten mit Anspruch auf Alhi vor

dem 1. Januar 198b anzuwenden, wenn die Entscheidung über den

Anspruch am 1. Januar 1985 noch nicht unanfechtbar war. Das ist

hier der Fall; denn soweit es die Ablehnung einer höheren Alni

als 15,18 DM wöchentlich betrifft, ist die Bewilligung vom

13- August 1982 am 1. Januar 198“ noch nicht bestandekräftig,

sondern angefochten gewesen, was dem Begriff "noch nicht unan—

fecntbar" entspricht.

Für die Berücasichtigung des Einkommens des Ehemannes der Klä-

gerin ist zunäcnst vom Brutto-Einkommen auszugehen, vermindert um

Steuern, bestimmte Beiträge und Nerbungskosten (& 136 Abs 2 AFG).

Aus den Feststellungen des LSG folgt, daß dem Ehemann 1982 mo—

natlicn 1.897,22 DM zustanden, nämlich eine Rente in Höhe von

552,50 DM und eine Brutto—Pension in Höhe von 1.ouu‚ga DM. Von

den aus der Pension erfolgten Abzügen für Zanlungen an Dritte hat

uas LSG zu Recht insgesamt 111,13 DM nach 5 138 Abs 2 Satz 2 AFG

als absetzungsfähig angesehen, nämlich 9o‚- DH Lonnsteuer,

12,57 DM Beiträge zu Berufsverbänden und 2,76 DM Haftpflichtver-

sicherungsprämie, so daß als Netto-Einkommen zunächst 1.786,09 DM

verblieben, wovon auch nie Beklagte ausgeht. Hiervon sind ferner

abzusetzen gemäß 9 135 Abs 2 Satz 2 Nr 2 AFG die Beiträge für die

private Kranxen- und Unfallversicherung des Ehemannes, ueren

KOHKFGtG Höhe das LSG allerdings ausdrüc21ich nicht festgestellt

nat. Die Beklagte geht insoweit von monatlich 106,47 DM aus.

Zu Recht als nicht absetzbar angesehen hat das LSG die Aufwen—

dungen des Ehemannes für Verzinsung und Tilgung von Krediten und
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seine behaupteten scnwerbehindertenbedingten Mehraufwendungen.

Beide Arten von Ausgaben unterfallen nicht dem abschließenden

Katalog des 3 135 Abs 2 Satz 2 AFG über absetzbare Einmommens-

anteile, eobei das LSG hinsichtlicn der Kreuitkosten zutreffend

auf die Hecntsprec„ung des Senats hin ewiesen hat (3363 53, 115

LSG inso-U
:

: SozR 4100 5 138 Nr 7). Prozessual fehlerhaft ist da

weit allerdings zum Ausspruch einer Klageubueisung gelangt. Zum

einen hat die Klägerin die oa Kreditaosten entgegen der Auffas-

sung des LSG nicht erst im Berufungsverfahren, sondern bereits in

Verwaltungsverfahren und vor dem SC als einacmmensmindernu gel-

tenu gemacht, wie aus
den Hiderspruchsbescheid vom zn. Mai 1983

una dem Urteil des SG ersichtlich ist. Zum anderen hanuelte es

sich aber auch bei anderer Prozeßlage aeinesfalls um einen in

Form aer Klageänderung (& 99 Abs 1 SGG) erhobenen neuen Anspruch,

über den das Berufuntsgericht erstinstanzlicn zu entSCheiuen

hätte (vgl dazu Hennig/Danckwerts/König, Komm zum 533, Erl 9 zu

9 99; Meyer—Ladenig, Komm zum SSG, Rdür 12 zu $ 99, jeweils müM),

sondern lediglich um eine Begründung für den Klageanspruch bei

unveränderten St eitgegenstand. Die Klägerin Klagt nicnt auf An—

erKennung ner Abzugsfünig&eit bestimmter Ausgaben ihres Ehe-

mannes, sonuern auf Zahlung einer höheren Alni. Selbst wenn sie

dafür die oa Kreuitäosten erstmals im Berufungsverfahren geltend

gemacht mitte, beinhaltete dies lediglicn eine Ergänzung ihrer

tatsächlichen Ausführungen und nicht eine ■iagednderung (s 99

Abs 2 Nr 1 SSG). An diesem Ergebnis würde sich übrigens nicnts

ändern, wenn man — die das LSG — hierin eine Erweiterung des

Klageuntrags in der hauptsache gemdb ; 99 Abs 2 Nr 2 SGG er—

blicnen wollte. Für eine Klageabweisung bestand insoweit mithin
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kein Anlaß. Das LSG hatte vielmenr auch über diesen Punkt bei

seiner Entscheidung über die Berufung der Klägerin zu befinden

und — im Ergebnis - zutreffend befunueh.

Das nach % 138 Abs 2 AFG anreehnungsfähige Einkommen des Ehe—

mannes steht nicht abschließend fest. Das gilt schon für 1962;

denn das LSG hat nicht in der für das Revisionsgericnt erforder—

lichen Heise alle dafür maßgeblicnen Komponenten selbst festge-

stellt, zB nicht die konkrete Höhe der Beiträge für die frei—

willige Kranxen- und Unfallversicherung. Zwar mag dies vom

Rechtsstandpunst des LSG über die Berücksichtigungsfähigkeit der

für 198é festgestellten tatsächlichen Unterhaltszahlungen an die

frühere Enefrau in Höhe von monatlich 570,- DM im Rennen des als

zulässig erachteten Grundurteils zunächst entbehrlich gewesen

sein, weil sich dann aus der zusätzlichen Berücksichtigung der oa

Versicnerungsbeiträge jedenfalls eine höhere Alhi errechnen

mußte. Der Senat hält die Recntsauffassung zu 5 138 Abs 1 Nr 2

AFG jedocn nicht für zutreffend, wie noch auszuführen ist. Schon

deshalb kommt es also auf die Feststellung der Konkreten Bei-

tragszahlungen für die Frage an, ob die Klage auf Zahlung von

mehr als 18,18 DM Alni wöchentlich begründet ist.

Zudem liegt es nahe, daß sich das Einkommen des Enemannes und ggf

auch die davon absetzbaren Beträge nach 3 138 Abs 2 Satz 2 AFG

während des Zeitraums, für den Alni begehrt wird, verändert ha—

ben. Aucu dies KOÜKF°t festzustellen, ist nicht entbehrlich‚ weil

davon die Begründetheit der Klage in zeitlicher Hinsicht abhängen

Kann. Daß hierauf auch Erhöhungen des Leistungsanepruche durch
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rechtliche Veränderungen Einfluß besitzen, wurde schon ausge-

führt. Das LSG wird die erforderlichen Feststellungen nachzuholen
1

haben.

Steht danach fest, von welchem - ggf für verschiedene Zeiten un—

terschiedlich hohem - Einaommen des Ehemannes nach 3 138 Abs 2

AFG auszugehen ist, so ergibt sicn ser wöchentliche Anrechnungs-

betrag nach dessen Umrechnung auf die Kalenderwoche und nach Ab—

zug der Freibeträge des 3 135 Abs 1 hr & AFG (iVm 3 242 f Abs 11

, .?. AFG-HndG). hit anderen Herten: AnzurecnneninSatz 2 AFG idF de

auf den wöchentlichen hihi-Anspruch der Klägerin ist das nach den

oa Grunusätzen ermittelte docheneiniommen des Ehemannes nach Ab—

zug von wücnentlich 115‚— DM für diesen selbst und weiteren

5,— DM für die von ihm tatsächlich unterhaltene geschiedene\.)
1

Ehefrau. Der Auffassung des LSG, daß anstelle des Pauschbetrages

nach 5 138 Abs 1 Nr 2 AFG für een Unternalt Dritter von dem 03

Einxommen die tatsächliche Unterhaltsleistung an die geschiedene

Ehefrau abzuziehen sei, vermag der Senat nicht zu folgen.

In dieser hinsicht ist das Urteil des LSG Selbst nicht wider—

spruchsfrei. Das LSG hat die Beklagte im Ergebnis verurteilt,

fortlaufend als Abzugsbetrag monatlicne Unterhaltsleistungen von

570,— DM zu berücksichtigen (und zusätzlich die Beiträge zur

freiwilligen Kranken— und Unfallversicherung). Im Tatbestand

seines Urteils führt es aber an, daß diese Unterhaltsschuld ab

1. Februar 1963 auf 395‚— DH und ab 1. Januar 198Q auf ü15,— DH

bemessen werden sei. Kam es nach der Rechtsauffassung des LSG

aber auf diese tatsächlichen Unterhaltsverpflichtungen an und
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1sollte sich die Klage zeitlicn hierauf erstrecaen, durfte das LbG

jene Veränderungen in der Höhe für die Entscheidung über Uie Be—

rufung der Klägerin nicht unberücxsicntigt lassen; denn ungeacn—

tet der Bindungswirkung des Bewilligungsbescheides vom 13. Au-

gust 1952 &onnte sich daraus ergeben, daß ein höherer Leistungs—

anspruch als wöchentlich 18,18 DM jedenfalls vom Zeitpunkt jener

Änderungen an nicht mehr zustand. Daß diese Bindungsuirkung nicnt

ut; g L:'
_ „1 n er'a „s—oit & on 51 ‚—- H „ ‚5„ , n-„“er zu rarue ele ter U t n lt be traf v ”0 D erfa te at

C
.„

as LSG zutreffend uargestellt. Die Ni0ntberücxsicntigung seiner

Veränderungen kann alleruings auf sich beruhen; denn absetzbar

sinu ausschließlich uie oa Freibetrüg; des 3 135 Abs 1 Er 2 AFG,

on auon fur den Unterhalt Dritter nur der Pauschbetrag von wö—

chentlicn 55‚— DM.

Die tatsächlichen Unterhaltsleistungen des Enemannes an seine

gescnieuene Ehefrau sind Teile seines anrechnungsfänigen Ein-

kommens iS des 9 138 Abs 1 Nr 2 AFG, und zwar ungeachtet der

Frage, ob der Ehemann sie erst nach Ernalt seiner Netto—Bezüge

selbst erbringt, oder ob sie durch Abtretung oder Pfändung an die

geschiedene Ehefrau unmittelbar überwiesen werden. Nach der ge—

setzlichen Bestimmung ces & 136 Abs 2 Satz 1 AFG sind Einkommen

im Sinne der Vorschriften über die Alni alle Einnanmen in Geld

oder Geldeswert. Bestimmte Einnahmen gelten nicht als Einrommen

in diesem Sinn (& 138 Abs 3 AFG; 55 11, 12 der auf der Ermächti-

gung in $ 134 Abs 4 AFG fußen0en Alhi—Verordnung vom ?. Augu$t

197ü qu des AFKG, BGBl I 1978, 1229; 1951, 1h97}. Einxommens—

teile, die für den Unterhalt Dritter verbraucht werden oaer zu

veroraucben sinu, genießen diese Privilegierung nicht.
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Für die Bestimmung des Einkommensbegriffs in der Alhi ist von

einer wirtschaftlichen Betrachtung auszugehen, wie der Senat be—

reits entschieden hat (BSGL 58, 150, 1o2 : SozR H100 „ 136

Nr 11). D s b deutet zunäcnst die Berücksichtigung aller Ein—(DC
.)

künfte, die dem Arbeitslosen oder seinem Ehegatten tatsäcnlich

zufließen (BSGE H1, 187, 158 : SozR ü100 & 137 Nr 1), allerdings

nur insoweit, als sie Vermögensveränderungen bewirken (BSGE no,

271, 274 = 5028 4100 5 138 Nr 3). Als Vermögensveränderung in

uiesem Sinn hat es der Senat auch angesehen, wenn zustehende

Einxommensteile dem Arbeitslosen oder seinem Ehegatten zwar nic.t

zum Verbrauch zur Verfügung bleiben, weil sie abgetreten oder

gepfändet sind, sie jedoch uir*schaftlicn seinen Vermögensbestand

verbessern, nier durch Befreiung von Schulden (5305 53, 115,

11b : SozR ü100 $ 138 Nr 7). Dasselbe gilt Für Lohnteile, die

desnalb nicht zum Verbrauch zur Verfügung stehen, weil sie ver-

mögenswirksam angelegt sind (BSG SozR “100 3 138 Nr 8). Ein-

schränxungen der Verfügbarkeit über ein den Vermögensbestand

vergrößerndes Einkommen hat der Senat deshalb Keinesfalls als

entscheidenden Gesichtspunkt für dessen Nichtberücxsichtigung bei

der Alhi erachtet, es sei denn, der Berechtigte müßte bei einem

Zwang zur Verfügbarmachung solcher Einkommensteile zwangsläufig

Verluste im Vermögensbestand in Kauf nehmen oder es würden an-

derweitige schutzuürdige Gesetzeszuecke vereitelt (BSG SozR 4100

3 ua Nr 10). Folgerichtig hat der Senat ein dem Ehegatten des

Arbeit5105en als Darlehen gewährtes Unterna tsgeld (5 44 Abs 23

AFG idF des AFKG) nicht als gemdß % 138 Abs 2 AFG berücksichti—

gungsfähiges Einkommen angesehen, weil es wegen seiner Rückzah—

nd wirtschaftlich letztlichDlungspflicntlgzeit den Vernögensbest
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02h D
')

nicht verbes"ert (3367 58, 160 . 4100 3 138 Nr 11).

Das letztere gilt jedoch nicht für Aufwendungen, die das Ein—

kommen des Ehegatten eines Arbeitslosen wegen seiner Pflicht zur

Unterhaltsgewährung an einen geschiedenen Ehegatten mindern. Es

handelt sich rechtlich und wirtschaftlich um Teile seines Ein—

kommens, auch Wenn sie ihm zum Verbrauch nicht zur Verfügung

stehen. Durch ihre Abführung — gleicn in welcher Form — nird sein

vom Gesamteiniommen bestimmter Vermögensbestand nicht verändert;

denn die Abfünrung befreit ihn insoweit von Senulden. Ihre

Nichtberüc£sichtigung bei der Höhe der Alhi des arbeitslosen

Ehegatten würde im Ergebnis zur Folge haben, daß mit der daraus

folgenden höheren Alhi zumindest teilweise seine Schulden be-

glicnen werden. Das entspricht jedoch nicht dem Zueca des Ge-

setzes (vgl dazu BSGE 53, 115, 117 : SozR “100 3 138 Nr ?).

Entgegen der Auffassung der Klägerin ändert an diesem Ergebnis

nichts die unterhaltsrechtliche Lage ihres Ehemannes ihr gegen—

über, die sich aus dessen Unterhaltspflicht gegenüber seiner ge-

scniedenen Ehefrau ergibt. Dabei kann offen bleiben, ob sich der

Ehemann Uegen Seiner Unterhaltspflichten gegenüber der geschie-

denen Ehefrau der Klägerin gegenüber auf mangelnde Leistungsfä—

higkeit berufen Kann. Hinzuweisen ist immerhin darauf, daß dieser

Begriff als Haßs„ab für die Unterhaltspfllcht gegenüber ge—

trenntlebenden und geschiedenen Ehegatten Anwendung findet

(ää 1351, 1581 BGB; die Unterhaltsansprüche zwischen nicht ge—

trennt lebenden Ehegatten richten sich nach 33 13b0, 13o0a BGB;

vgl dazu 5565 58, 183, 195 ff : SozR 2200 3 180 Nr 27). Die Vor—
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schrift des ; 135 Abs 1 Nr 2 AFG weicht bewußt von den unter-

naltsrechtlichen Regelungen des BGB ab. Sie ist lex specialis zu

3 138 Abs 1 Nr 1 und geht zurück auf die Erkenntnis, daß in

Haushaltsgemeinschaften "aus einem Topf" gewirtscnaftet wird, und

desnalb die Beuürfnisse aller aus den gemeinsamen Beiträgen ohne

Rücksicht auf rechtliche Unterhaltsansprüc.e befriedigt werden.

Im Grundsatz hat sich an dieser Betracntung für das geltende

Recht nichts geändert. Sie gilt auch für ene”hnliche Gemein—

schaften (vgl & 13? Abs 2a AFG idF des ?. AFG—Äncü une BVerfG

vom 10. Juli 1954 — SozR 4100 5 139 Nr 1). Die Vorschrift er—

leichtert deshalb, was auch der Absicht des Gesetzgebers ent—

spricht, die in diesen Fällen vielfach schwierige Feststellung

der Höhe des Unterhaltsanspruchs des Arbeitslosen; sie ordnet

folgerichtig die volle Anrechnung fes sonst berücksichtigungsfä-

eigen Einaommens des Ehegatten an, soweit es die in 3 135 Abs 1

Nr 2 AFG genannten Freibeträge überschreitet (ständige RSpr des

Senats, vgl BSGE 53, 113, 11u : SozR 4100 3 135 Nr 7; BSG SozH

u1oo % 138 Nr 10). E aus anderes gilt lediglicn in Fällen des

& 136 Abs 1 Nr 1 AFG, zB im Verhältnis zwischen unterhalts-

pflichtigen Ehegatten, die dauernd getrennt leben (vgl BSG SozR

“100 3 136 Nr 12). Unter diesen Umständen Kommt es nicht darauf

an, auf welche Heise die geseniedene Ehefrau in den Besitz der

Unterhaltszahlungen gelangt ist, so daß üen Rügen der Klägerin

gegen die uiesbezüglichen Feststellungen des LSG nicht nachge-

gangen zu werden braucht.

Die Regelung des S 135 Abs 1 Nr 2 AFG ist nach Zweck und Inhalt

eindeutig. Für di vom LSG angencmmene Auslegungsbedürftigkcit(D
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hinsichtlich titulierter Unterhaltsansprüche ist kein Raum. Diese

aus dem Einkommen des Ehemannes zu befriedigenden Forderungen

benirken nicht, daß die entsprechenden Einhommensteile nur

"durchlaufende Posten" oder "Einnahmen aus treuhänderischem Ver-

mögen" darstellen. Sie sind nicnt nur rechtlich, sondern auch

wirtschaftlich Teile seines Einxommens im Sinne der Alhi, wie

schon ausgeführt wurde. Infolgedessen kommt es auch nicht darauf

an, wie in ähnlichen Fällen bei der Anwendung des teuer— oder

Sozialhilferechts vorgegangen wird. Es handelt sion bei der Ein—

Kommensberücksichtigung nach 3 138 Abs 1 Nr 2 AFG um eine eigen-

ständige Regelung (BSGE 53, 115, 11o : SozR #100 3 138 Nr 7). Das

gilt auch für die Bestimmung des Einkommens iSd 3 138 Abs 2 AFG.

Darauf sind die Grundsätze der oa Recntsgebiete nicnt onne wei-

\

te*es zu übertragen (vgl BSG SozR H1OO & 135 Hr 8; BSGE ü1, 187,"\

_a88 : 8025 4100 $ 137 Nr 1; BSGE 46, 271, 2?4 : SozR &100 3 130

Nr 3). Im übrigen überzeugt es nicht, titulierte Unterhaltsan-

sprücne als einkommensmindernd anzuerkennen, wenn dies nicht für

abgetretene oder gepfändete Einkommensteile gilt, eine Rechtsan—

sicnt, der das LSG beipflichtet. Als "bereite Mittel" im Sinne

einer freien Verbrauchbarkeit scheiden diese wie jene aus. Sie

stehen em Unterhalt der Klägerin und ihres Ehemannes auch dann

nicht zur Verfügung, wenn die Klägerin nicht arbeitslos ist. Nach

der Systematik des Alhi-Rechts ist nicht vorgesehen, daß ihr

Ausfall während der Arbeitslosigheit der Klägerin durch eine hö—

here Alhi ausgeglicnen werden soll. Auch die Grundregel der Be—

dürftigxeit in 3 137 Abs 1 AFG besagt nichts anderes; denn sie

verweist den Arbeitslosen ausdrücklich auch auf die nach Anwen—

dung des 3 138 AFG verbleibenden Einkommensteile.
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% 138 Abs 1 Nr 2 AFG ist schließlich in der dargestellten Aus-

legung nach Überzeugung des Senats nicht verfassungswidrig. Daß

die darin enthaltene Typisierung der Berücksichtigung von Unter—

haltsbedürfnissen und Unterhaltsleistungen grundsätzlich ver-

fassungsrechtlich zulässig ist, räumt das LSG selbst ein. Ein

Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot des Art 3 GG ist nicht

ersichtlich. Dieses verbietet nur, wesentlich Gleicues sachwidrig

ungleicn oder wesentlich Ungleiches sachuidrig gleich zu behan-

deln. Zwar kann sich die Anwendung stets gleichbleibender Frei-

beträge in Fällen unterschiedlich hoher Unterhaltsverpflichtungen

gegenüber Dritten unterschiedlich auswirxen. Das ist jedoch noch

keine sachwidrige Ungleichtehandlung; denn einem höheren Unter—

naltsbeitrag wird in der Regel ein höheres Einxommen des Unter-

naltsverpflicnteten zugrunde liegen, so daß jenem von seinem

Einkommen mehr zum Unterhalt für sich und seine nicht getrennt

lebende Ehefrau verbleibt als demjenigen, der nur einen niedri-

geren Unterhalt an Dritte zu erbringen hat. Zudem ist die An—

rechnung gemäß 5 138 Abs 1 Nr 2 AFG in Anlehnung an die Unter-

haltsregelungen des BGB erfolgt (vgl BT-Drucks 8/2o2ü S 30

Nr MO). Ob der im Ergebnis seit Inkrafttreten des AFG geltende

Pauschbetrag von 35‚- DM für vom Ehegatten des Arbeitslosen un-

terhaltene Angehörige 1982 noch als sachgerechte Typisierung in

diesem Sinn angesehen werden durfte, Kann offenbleiben. Hit der

hier rückwirkenden Regelung durch 3 232 f Abs 11 AFG idF des

T. AFG-ÄndG hat der Gesetzgeber jedenfalls eine in dieser Heise

ausreichende Anpassung an geänderte Verhältnisse vorgenommen.

Auf die Entscheidung des B?erfG vom 1o. Dezember 1956 - 1 GVL
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3/57, ü/57 und 8/57 — (NJH 1959, 283 ff) beruft sich das LSG für

seine gegenteilige Auffassung zu Unrecht. Das BVerfG ist darin

von der Gültigkeit ua des 3 150 Abs 1 Urn 2 und 3 AVAVG ausge»

gangen. Bereits dort war jedoch typisierend geregelt, daß das

Einkommen von nicht getrennt lebenden Ehegatte} auf die Alhi des

arbeitslosen Ehegatten uneingeschränkt anzurechnen ist, soweit es

bestimmte Freibeträge für ihn selbst und für von ihm unterhaltene

anuere Angehörige übersteigt. Henn das BVerfG aaO ausführt, daß

die individuellen wirtschaftlichen Verhältnisse des Arbeitslosen

zwecxs Prüfung seiner Bedürftigkeit nur für den Fall festgestellt

werden müssen, daß typische Tatbestände ua nach 3 150 Abs 1 Hrn 2

und 3 AVAVG nicht vorliegen, bestätigt es die schon dargestellte

Auffassung des Senats für das geltende Recht.

Der Senat vermag auch der Klägerin nicht zuzustimmen, daß 3 138

Abs 1 Nr 2 AFG gegen das Gebot des Art 6 GG (Schutz von Eh und

Familie verstößt. Dieses Gebot verlangt nicht, daß Unterhalts—

pflicnten e' es Ehegatten gegenüber Dritten durcn staatliche’.I 75

Leistungen auf Heller und Pfennig ausgeglichen werden. Daher

verletzt 3 138 Abs 1 hr 2 AFG nicht scnon deshalb den Art 0 GG,

weil er - wie ausgeführt - zum Unterhaltsrecht des BGB eine ge-

wollte Sonderregelung darstellt. Sicherlich wäre die gänzlicne

oder jedenfalls weitgenende Vernachlässigung von Unterhaltsbe—

lastungen einer ehelichen Gemeinschaft bei einer Bedürftigkeits-

prüfung wie im Fall der Alni schwerlich mit Art 6 GG vereinbar.

Indes ist dies hier nicht der Fall. Das Gesetz sieht dafür ent—

sprechenoe Freibeträge vor, die sich nach der Neuregelung durcn

das ?. AFG—ÄndG immerhin auf mehr als 300,- DM monatlich be-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_30_

laufen, im Fall der Klägerin schon für die Zeit ab 1982 auf fast

240‚— DM, zusammen mit dem Unterhaltsfreibetrag für den Ehemann

selbst auf rd 735,- DM. üacn Auffassung des Senats halten sich

diese Regelungen im Rahmen der auch bei Beachtung des Art 6 GG

zulässigen Typisierung. Im übrigen weist die Klägerin selbst zu

Recht darauf min, daß ihr schon nach bürgerlichem Recht, dh un-

abhängig von 3 135 Abs 1 Nr 2 AFG, eine Beschränkung ihrer eige-

nen Unte*haltsbedürfnisse im Verhältnis zum geschiedenen Ehegat-

ten zugemutet uird, falls die Mittel des unternaltsverpflichteten

Ehegatten nicht ausreichen. Nach @ 1582 BGB geht ihrem Unter—

haltsanspruch nämlich der der geschiedenen Ehefrau vor, ohne uaß

dies grundsätzlich für verfassungsrecntlich bedenklich erachtet

wird (vgl Dieuericnsen in Palandt, Hamm zum BGB, Ann 1 zu

& 1582). Es ist nicht zu erkennen, inwiefern die aus der Typi-

sierung des 3 138 Abs 1 Nr 2 AFG in Einzelfällen Folgende Ans-

wirkung dieses Grundsatzes auf Alhi—Ansprüche Art 6 GG verletzen

soll.
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Nach allem muß das Urteil des LSG aufgehoben werden. Angesichts

der für eine abschließende Beurteilung fehlenden Feststellungen

ist die Sache an das LSG zurückzuverweisen. Das LSG wird auch

über die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben.
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